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1. Vorbemerkung 
 
 
 
Die vorliegende Stellungnahme beurteilt den BT-Entwurf aus  Sicht der 
Ermittlungspraxis. Dabei sind Erfahrungen aus 20 Jahren kriminalpolizeilicher 
Tätigkeit des Verfassers bei der Bekämpfung des Menschenhandels und 
Überwachung der Prostitution eingeflossen. 
Die Ausführungen beschränken sich im Wesentlichen auf den vorliegenden 
Gesetzesentwurf. Die generelle Problematik im Bereich Prostitution und 
Menschenhandel, die mittlerweile auf verschiedensten Ebenen vielfach diskutiert 
wurde und hinlänglich bekannt ist,  wird deshalb nur ansatzweise thematisiert.   
 
 
 

2. Allgemeine Bemerkungen 

 
 
 
Die Bedingungen für Prostituierte haben sich seit 2001 insbesondere wegen diverser 
rechtlicher Änderungen deutlich verschlechtert. Unstrittig ist mittlerweile, dass es 
einen dringenden Regelungsbedarf gibt, einmal um dem immer mehr um sich 
greifenden Phänomen Menschenhandel wirksam begegnen zu können, und zum 
anderen, um die Prostituierten in ihren Lebensverhältnissen  allgemein besserstellen 
zu können. Eine erfolgversprechende Lösung ist nur mittels eines  ganzheitlichen 
und abgestimmten Maßnahmenpaketes zu erreichen. 
 
Gegenwärtig ist keine umfassende Regelung in Sicht. Deshalb ist jeder noch so 
kleine Schritt der Sache nützlich.  Aus dieser Sicht ist es grundsätzlich zu begrüßen, 
dass mit dem hier vorliegenden Gesetzentwurf der Problembereich 
Prostitution/Menschenhandel überhaupt behandelt wird und die Problemlösung in 
Gang kommt, wenngleich deutlich gemacht werden muss, dass dieser Entwurf  kaum 
positiven  Einfluss auf das Hauptproblem, den Menschenhandel und die missliche 
Situation, der Prostituierte hierzulande ausgesetzt sind, haben wird. 
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Positiv ist, dass der Entwurf sowohl Aspekte zum Menschenhandel wie auch zur 
(normalen) Prostitution behandelt. Beide Bereiche sind eng verbunden und gehören 
gemeinsam geregelt. Man kann die Prostitution nicht vernünftig regeln ohne auch 
Belange des Menschenhandels und der Zuhälterei mit zu berücksichtigen. 
 
 
 

3. Änderungen des Strafgesetzbuchs 
 

 
 
Die Strafandrohung bei Taten zum Nachteil Minderjähriger wird durch den Entwurf  
zwar erhöht, substantiell erfährt gerade der § 232 StGB jedoch keine Änderung, so 
dass die bekannte Anwendungs- und Beweisführungsproblematik unverändert bleibt.  
Angesichts der großen Gesamtzahl von Menschenhandelsopfern (sowohl die 
statistisch erfassten, also erkannten Opfer, wie auch die prognostizierten Opfer im 
Dunkelfeld) sind minderjährige Opfer deutlich unterrepräsentiert. In der Praxis sind 
sie eher eine Randerscheinung. Für die große Masse der Zwangsprostituierten 
ändert sich also  nichts. 
 
Die angedachte Erweiterung des § 233 StGB um die Bereiche Bettelei, strafbare 
Handlungen und Organentnahme wird den Anwendungsbereich dieser  Vorschrift 
sicherlich etwas erweitern, doch die grundsätzliche Schwierigkeiten in der 
Beweisführung insbesondere im Hinblick auf das Merkmal „Zwangslage“  werden 

auch hier nicht ausgeräumt.  
 
 
 

4. Änderung der Gewerbeordnung 
 
 

 
Während die  Änderungen im StGB  zumindest eine kleine, wenn auch im Alltag 
kaum spürbare positive Wirkung haben könnten, hätte die angedachte  Verankerung 
von Prostitutionsbelangen in der Gewerbeordnung (GewO) in verschiedener Hinsicht   
negative Auswirkungen. Es wäre richtungsweisend, allerdings in die falsche 
Richtung.  
 
Zunächst: Es wird im Entwurf nicht deutlich, was  mit dem Betrieb von 
Prostitutionsstätten letztlich gemeint ist. Es gibt Bordelle, die lediglich  als 

gewerbliche Zimmervermietung firmieren, also grundsätzlich nur die Räumlichkeiten 
zur Prostitutionsausübung zur  Verfügung stellen, eine Tagesmiete für ein Zimmer in 
Rechnung stellen und  keinen Einfluss (inoffiziell in der Praxis aber oft sehr wohl)  auf 
die Arbeitsumstände der Frauen nehmen, also keine Preise, Arbeitszeiten, 
Verhaltensregeln oder ähnliches vorschreiben. Daneben existieren  auch Bordelle, 
die als „Wellness-Dienstleister“ auftreten und deren Betreiber   auch wie  Arbeitgeber 
von de facto abhängig beschäftigten Prostituierten  agieren, wie es  das ProstG auch  
ausdrücklich ermöglicht hat. Insoweit fehlt hier die begriffliche Trennschärfe. 
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Die Ausklammerung von „rein privaten Räumlichkeiten“ ist    nicht nachvollziehbar, 

zumal ein hoher Anteil der Prostituierten gerade nicht in großen Bordellen, FKK-
Clubs usw. tätig ist, sondern von der Außenwirkung her  in teils mehr, teils weniger 
beworbenen oder auch anonymen Objekten,  Appartements, Wohnungsbordellen 
etc. arbeitet.  In den drei größten bayerischen Städten München, Nürnberg und 
Augsburg sind  z.B. deutlich weniger als die Hälfte der Prostituierten in typischen 
Bordellen, Laufhäusern oder Clubs mit einschlägiger Außenwirkung wie 
beispielsweise einer eindeutigen Lichtreklame tätig. Die Mehrzahl arbeitet in 
unterschiedlich diskret gestalteten Bereichen.  Es würde sich  hier das Problem der 
Abgrenzung ergeben, welche Objekte (z.B. mit welcher Ausgestaltung oder ab 
welcher Anzahl von Prostituierten) unter § 38 GewO fallen würden. 
Umsetzungsprobleme wären hier sicherlich vorprogrammiert. 
Falls ein Teil der Prostitutionsobjekte wie geplant herausgenommen bliebe, wäre 
sicherlich eine Verlagerung der Szene in diesen dann nicht regulierten Bereich zu 
erwarten.  
 
Eine Prüfung der Zuverlässigkeit von Bordellbetreibern wäre grundsätzlich zu 

begrüßen. Sie wäre aber nur sinnvoll im Rahmen eines abgestimmten 
Gesamtkonzepts. Als Einzelmaßnahme ist sie jedoch wenig geeignet  positive 
Effekte zu erzielen. Bereits jetzt werden viele Bordellbetriebe offiziell von polizeilich 
unauffälligen Strohpersonen geführt, während als tatsächliche Entscheidungsträger  
typische Milieupersonen, oft mit entsprechender krimineller Potenz und 
Vergangenheit, im Hintergrund agieren. Manchmal sind diese Personen sogar 
offiziell aus Hausmeister oder Hilfskraft  (im eigenen Betrieb) beschäftigt,  um die 
ständige  Anwesenheit im Objekt  rechtfertigen zu können. Ohne flankierende 
Maßnahmen wäre eine solche, zwar gut gemeinte  Regelung faktisch wirkungslos, 
weil sie noch stärker als bisher unterlaufen würde. 
 
Der dringende Regelungsbedarf im Prostitutionswesen ist zwischenzeitlich 
unbestritten,  kontrovers  diskutiert wird jedoch, in welcher Rechtsvorschrift diese 
Regelungen verortet werden sollen. Im Klartext: Ist die GewO der richtige Rahmen 
für Prostitutionsregelungen? Damit steht man vor einer grundlegenden 
Weichenstellung für die Zukunft. 
 
Ich warne entschieden davor, dass die Prostitution  in der GewO geregelt werden 

soll. Das wäre ein völlig falsches Signal. So regelt der § 38 GewO beispielsweise 
vornehmlich die Zuverlässigkeit der Vermittler von hochwertigen Konsumgütern. Mit 
der dem § 38 GewO  wesensfremden  Erweiterung auf  den Betrieb von 
Prostitutionsstätten würde zwangsläufig  suggeriert, dass Frauen, die die Prostitution 
ausüben, keine schützenswerte Personen, sondern eine  luxuriöse Handelsware 
sind. Das widerspräche allen Menschenrechtsbelangen und darf deshalb nicht sein. 
 
Generell sehe ich  keinerlei Notwendigkeit für eine Regelung von 
Prostitutionsbelangen  in der GewO. Es gibt schon jetzt viele Erwerbsbereiche, die 
außerhalb der GewO in separaten  Bestimmungen geregelt sind, wie z.B. die freien 
Berufe, das Gesundheitswesen,  der künstlerische Bereich usw. Das gibt den Raum 
für spezielle, der jeweiligen Branche angepasste Bestimmungen. Auf diesem Weg 
könnte auch das Prostitutionswesen mit all seinen Ausprägungen spezifisch geregelt 
werden, anstatt es zwanghaft in die GewO zu pressen. 
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Eine eigenständige Bestimmung würde auch nochmals deutlich machen, dass die 
Prostitution eben kein Job wie jeder andere ist und einer schleichenden 
Bagatellisierung der Prostitutionsproblematik, wie sie bei einer Verankerung im 
Gewerberecht zu befürchten wäre, entgegenwirken. Glücklicherweise gibt es bei 
dieser Frage zwischenzeitlich keine ernst zu nehmenden Gegenpositionen mehr. 
Wäre Prostitution ein normaler Beruf, bräuchte man im Übrigen  nicht über 
Ausstiegshilfen diskutieren, sondern könnte  Ausbildungsbestimmungen andenken. 
 
Wichtige Aspekte sind auch die speziellen Verhältnisse und die Beteiligten im 
Prostitutionswesen. Die Prostitution war   schon immer  von hochkriminogenen 
Begleitfaktoren umgeben und daran wird sich auch nichts ändern. Mit einer 

Zuständigkeitsübertragung auf die GewO werden aus kriminalitätsbehafteten 
Zuhältern, Halbwelttypen als Bordellbetreiber, Angehörige von Rockergruppierungen 
und ähnlichen Vertretern dieser Szene nicht automatisch brave Geschäftsleute, die 
sich beispielsweise einen Betriebsrat für ihr Unternehmen wünschen. Diesem naiven 
Irrglauben war man schon  bei der Einführung des Prostitutionsgesetzes  erlegen.  
 
Es ist weder vorstellbar noch wäre es tatsächlich umsetzbar, dass  statt wie bisher 
die Polizei künftig Angestellte des Gewerbeamtes – der dann zuständigen Behörde – 
gem. § 29 GewO Bordellkontrollen durchführen und ggf.  Missstände aufdecken. 
Dazu sind Eingriffsrechte wie Identitätsfeststellung, Überprüfungsmöglichkeiten, 
taktische und personelle Ausstattung und Eigensicherungsmaßnahmen  erforderlich, 
die die  Möglichkeiten von Mitarbeitern des Gewerbeamts weit übersteigen. 
Menschenhandel und damit zusammenhängende Delikte sind kein bloßes 
Verwaltungsunrecht, das mittels eines Bescheids, womöglich noch mit  
aufschiebender Wirkung, behoben werden kann, sondern es handelt sich um 
schwere Verbrechen. Deshalb gibt es zur Zuständigkeit der Polizei keine Alternative.  
 
§ 29 GewO wäre ein stumpfes und untaugliches Schwert bei der Überwachung von 
Bordellen. Damit wird lediglich untertags das Betreten des Bordells gestattet. So 
könnten höchstens bauliche Standards wie Feuerlöscher oder Klimaanlagen geprüft 
werden. Es geht hier aber nicht um Geräteausstattungen, sondern um  Menschen, 
um mögliche Opfer von Menschenhandel oder Zuhälterei.  Die Kontrolle eines 
Bordells umfasst wesentlich mehr, z.B. die Identitätsfeststellung aller Anwesenden. 
So muss festgestellt werden, ob die Ausweispapiere tatsächlich zu den Frauen 
passen, handelt es sich z.B. wirklich um eine Rumänin und somit um eine EU-
Bürgerin, oder handelt es sich tatsächlich um eine Ukrainerin, die lediglich mit einem 
rumänischen Pass ausgestattet wurde. Weiter: Ist das Alter der Frau korrekt? 
Benutzt womöglich eine 16jährige den Pass einer 18jährigen? Sind die angetroffenen 
Männer im Bordell Freier oder die Zuhälter der Frauen? Besteht gegen Personen 
eine Fahndungsnotierung? Wer ist der tatsächliche Entscheidungsträger im Bordell?  
 
Diese Beispiele sind nur ein kleiner Ausschnitt aus dem Gesamtumfang einer 
Bordellkontrolle. Sie sollen deutlich machen, dass sich die Zielrichtung einer 
Bordellkontrolle gänzlich vom Wesen des § 29 GewO unterscheidet. Damit dürfte 
auch deutlich geworden sein, dass Mitarbeiter des Gewerbeamts nicht in der Lage 
sind, Bordelle sachgerecht zu überprüfen. Das richtige Instrumentarium für 
Bordellkontrollen sind die Polizeigesetze der Länder, die allerdings teilweise 
nachgebessert werden müssen. Zuständig für Sicherheitsüberprüfungen in Bordellen 
kann aufgrund der rechtlichen, personellen und taktischen Ausstattung nur die 
Polizei sein. 
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Ungeachtet der Ankündigung, in der nächsten Wahlperiode weitere 
gesetzgeberische Vorschläge zur Besserstellung der Opfer zu erarbeiten, wird aus 
den genannten Gründen dringend davon abgeraten, die Zuverlässigkeitsüberprüfung 
als akute Einzelmaßnahme in der GewO zu verankern. Es steht zu befürchten, dass 
damit ein bestimmter Weg eingeschlagen würde, der die Umsetzung eines sinnvollen 
Gesamtkonzepts in einem eigenständigen Gesetz  (ggf. ein neues 
„Prostitutionsregelungsgesetz“) außerhalb der GewO erschweren würde. 

 
Überhaupt würde eine isolierte Regelung der Zuverlässigkeit keinerlei 
Besserstellungen für die Prostituierten, die oft gleichzeitig  potentielle 
Menschenhandelsopfer sind, bedeuten und so keines der bekannten Probleme 
lösen.  
 
 
 

5. Gesamtkonzept 
 

 
 
Entscheidend für die Situation der Frauen in der Prostitution sind die  
Rechtspositionen von Bordellbetreiber/Bezugsperson und Prostituierter 
untereinander . Hier liegt mangels einer gerechten und menschenwürdigen Regelung 
die Ursache für die aktuelle desolate Situation vieler Prostituierter. Solange dies nicht 
geändert wird, könnte auch ein als zuverlässig zertifizierter Bordellbetreiber  die 
aktuelle Rechtslage – zum Leidwesen der Frauen – ganz legal nutzen. 
 
Es ist hinlänglich bekannt, dass Prostituierte ihren Ausbeutern mangels vernünftiger 
Schutzbestimmungen ausgeliefert sind und die Verfolgungsbehörden seit der 
Einführung des Prostitutionsgesetzes und seiner Strahlkraft auf die Rechtsprechung 
große Probleme bei der Beweisführung bei Menschenhandelsdelikten usw. haben. 
Die früher obligatorische und ausdrücklich geschützte  Dispositionsfreiheit der 
Frauen bei ihrer Prostitutionstätigkeit ist insbesondere durch das eingeschränkte 
Weisungsrecht (§ 3 ProstG) untergraben worden. Die Prostituierten können nun bei 
ihrer unstrittig intimen und sensiblen Tätigkeit nicht mehr selbst über ihren Körper 
verfügen, sondern werden fremdbestimmt.  Die Direktionsbefugnis von 
Bordellbetreibern geht den Belangen von Prostituierten vor.  
 
Zu diesem Aspekt verweise ich  auf die Konzeption “Prostitution – Der Augsburger 
Weg – Menschenwürde und Selbstbestimmung als zentrale Kriterien einer 
notwendigen Neuregelung“, die  dieser Stellungnahme als Anlage beigefügt ist. 
 
Kurz zusammengefasst ist es notwendig, dass das eingeschränkte Weisungsrecht, 
das den Bordellbetreiber (auch den zertifizierten) autorisiert, den Prostituierten 
wesentliche Belange ihrer Tätigkeit wie Preisgestaltung für sexuelle Leistungen, 
Arbeitszeiten, Arbeitskleidung usw. vorzuschreiben, wieder abgeschafft wird. Es 
greift in die intimsten Bereiche der Frauen ein und ist ein Verstoß gegen die 
Menschenwürde. 
Prostitution soll künftig ausschließlich als selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt 
werden können. Jede Einflussnahme auf die Prostituierte soll untersagt sein. 
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Als flankierende Maßnahmen sollten das Mindestalter von 21 Jahren und die 
Wiedereinführung der verpflichtenden Gesundheitsuntersuchung ebenso 
festgeschrieben werden wie eine Anmeldepflicht der Prostituierten und eine 
Erlaubnispflicht für das Betreiben einer Prostitutionsstätte. Der Tatbestand des 
Menschenhandels muss geändert werden, damit er anwendungsfreundlicher wird. 
Vor allem sollten objektive Tatbestandsmerkmale künftig für eine Verurteilung 
ausreichen, damit nicht die gesamte Beweislast auf der Aussage der Geschädigten 
liegt. Hier könnten die Regelung in Frankreich oder auch die Ausgestaltung des Art. 
2 Abs. 1 der Richtlinie 2011/36/EU  als Anhalt dienen. 
 
 
 

6. Schlußbemerkung 
 
 
 
Bei Diskussionen zum Themenbereich Prostitution/Menschenhandel  wird die 
Situation der Prostituierten vereinzelt sehr angenehm beschrieben und  Prostituierte 
berichten als Vorzeigefrauen  in Interviews  positiv  von ihrer Tätigkeit als modernen 
Sex - Unternehmerinnen. Regelmäßige TV -  Berichte dazu verstärken diesen 
Eindruck mitunter. Zwangsprostitution und Menschenhandel erscheinen hier eher als 
untergeordnetes Randproblem. 
 
 Dieser Eindruck täuscht über die Realität hinweg. Zweifellos gibt es selbstbestimmte 
Prostitution unter unternehmerischen Gesichtspunkten. Diese Art der Prostitution ist 
aber nicht wie es manchmal den Anschein hat, die Regel, sondern die Ausnahme. 
Maximal 5 – 10 % der Prostitution wird von Experten als freiwillig und selbstbestimmt 
eingestuft. Rund 90 % der Frauen arbeiten in der Prostitution dagegen unter Zwang, 
unfreiwillig, aus Notlagen heraus oder scheinfreiwillig. 
 
Im typischen Prostitutionsalltag in Deutschland  wird nicht deutsch gesprochen, hier 
ist die Frau weitgehend oder völlig fremdbestimmt, sie darf nur einen Bruchteil ihrer 
Einnahmen behalten, ist von der Außenwelt isoliert, arbeitet und wohnt im gleichen 
Raum, sie kennt  keinen Arzt und keine Hygienestandards, ist von Tristesse 
gezeichnet,  gibt weder TV-Interviews noch tritt sie in Talk-Shows auf. 
 
 
 
 
Helmut Sporer 














